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BUNDESARBEITSGERICHT

6 AZR 442/04

2 (9) Sa 183/04
Landesarbeitsgericht
Kéln

Im Namen des Volkes!

Verkindet am

21. Juli 2005
Kaufhold, Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle
In Sachen

Klager, Berufungsklager und Revisionsklager,

pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mundlichen Verhand-
lung vom 21. Juli 2005 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht
Dr. Fischermeier, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Armbrister und Prof.
Dr. Friedrich sowie die ehrenamtlichen Richter Kapitza und Wendlandt fir Recht er-

kannt:
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0. 6 AZR 442/04

1. Die Revision des Klagers gegen das Urteil des Landesar-
beitsgerichts Kéln vom 21. Juni 2004 - 2 (9) Sa 183/04 - wird
zurickgewiesen.

2. Der Klager hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Der Klager verlangt von der Beklagten fir die Monate Oktober 2002 bis ein-
schlieRlich September 2003 einen monatlichen Leistungszuschlag in Héhe von
92,03 Euro.

Der Klager ist bei der Beklagten als Fahrer und Transportarbeiter tatig. Auf
das Arbeitsverhaltnis findet kraft beiderseitiger Tarifbindung der Bezirks-Zusatz-
tarifvertrag (BZT-G/NRW) vom 11. September 1962 fir gemeindliche Arbeiter in Nord-
rhein-Westfalen zu § 20 Bundesmanteltarifvertrag fir Arbeiter gemeindlicher Verwal-
tungen und Betriebe (BMT-G) Anwendung. In § 4 Abs. 4 BZT-G/NRW heil3t es:

,An Arbeiter, deren Leistungen dauernd Uber dem Durchschnitt der
Leistungen liegen, die normalerweise von Arbeitern der gleichen Be-
rufsgruppe erwartet werden kénnen, werden Leistungszuschlage ge-
zahlt. Sie missen im Rahmen der Leistungsfahigkeit des Betriebes
bzw. der Verwaltung liegen und dirfen im Einzelfall 10 v.H. des Mo-
natstabellenlohnes der Stufe 1 der jeweils nachstniedrigeren Lohn-
gruppe des Arbeiters - fir Arbeiter der Lohngruppe 1 ist die Stufe 1
anzusetzen - und insgesamt 3,5 v.H. der Summe der Monatstabel-
lenléhne der Stufe 1 des Betriebes, der Verwaltung bzw. des Ver-
waltungszweiges nicht Gberschreiten. ...

Uber die Leistungszuschlage ist jahrlich neu zu entscheiden.

Die jederzeit widerruflichen Leistungszuschlage gewahrt der Arbeit-
geber auf schriftlich begriindeten Vorschlag der fur die Abnahme der
Werksprifung eingesetzten oder einer gleichwertigen dem Beruf ent-
sprechenden Kommission.

Vor einem Widerruf ist die Kommission zu hoéren.

“

Vor der Anderung des Tarifvertrages im Jahr 1990 fehlte der Satz: ,Uber die

Leistungszuschlage ist jahrlich neu zu entscheiden.”
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3. 6 AZR 442/04

Die Werkspriufungskommission der Beklagten hatte mit Schreiben vom
17. September 2001 den Vorschlag gemacht, dem Klager einen Leistungszuschlag fir
den Zeitraum vom 1. Oktober 2001 bis zum 30. September 2002 in gleicher Héhe wie
bisher weiterzuzahlen. Sie stellte in diesem Schreiben auch fest, dass die Fachabtei-
lung die Weitergewahrung der Zuschlage fur funf namentlich genannte Arbeitnehmer
befurworte in einer Héhe von 90,00 DM, 160,00 DM, 180,00 DM und zweimal
190,00 DM. Der Klager sollte 180,00 DM erhalten. Daraufhin teilte die Beklagte dem
Klager mit Schreiben vom 11. Oktober 2001 Folgendes mit:

,Sehr geehrter Herr W,

die Werksprufungskommission hat vorgeschlagen, den lhnen bewil-
ligten Leistungszuschlag in H6he von 180,00 DM monatlich weiterzu-
zahlen.

Ich entspreche diesem Vorschlag und habe veranlasst, dass der ge-
nannte Betrag ab 01.10.2001 wie bisher angewiesen wird.

Der Leistungszuschlag ist jederzeit widerrufbar und wird Iangstens bis
30.09.2002 gewahrt. ...*

Die Beklagte gewadhrte dem Klager ab Oktober 2002 nicht mehr den Leis-
tungszuschlag. Die Beklagte hat den Zugang einer Abmahnung behauptet und vorge-
tragen, der Klager sei zweimal schlafend im Fihrerhaus seines LKW's angetroffen

worden.

Der Klager hat die Ansicht vertreten, dass der Leistungszuschlag nicht durch
bloRRen Fristablauf entfallen kbnne; es sei ein ausdricklicher Widerruf erforderlich. Die
Befristung des Leistungszuschlags sei unwirksam, da der Tarifvertrag bestimme, bei
Veranderung des Leistungszuschlags misse die Werksprifungskommission angehort
werden. Dies sei nicht erfolgt. Darliber hinaus sei er nicht abgemahnt oder in irgendei-
ner Weise darauf aufmerksam gemacht worden, dass seine Leistungen aus Sicht der
Beklagten abgesunken seien.

Der Klager hat zuletzt beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an den Klager 1.104,36 Euro nebst 5 %
Zinsen Uber dem Basiszinssatz ab monatlicher Falligkeit beginnend
ab dem 16. Oktober 2002 aus je 92,03 Euro zu zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und die Auffassung vertreten,
dass der Leistungszuschlag wegen der jahrlichen Uberprifungspflicht, die sich aus
dem Tarifvertrag ergebe, stets nur auf ein Jahr befristet sei. Durch die Neuverteilung
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4. 6 AZR 442/04

der hierfur zur Verfugung stehenden Mittel im Folgejahr sei eine ausreichende Beteili-
gung der Werksprufungskommission gegeben. Die Mittel seien fur die Zeit ab dem
1. Oktober 2002 neu vergeben worden, ohne den Klager zu berlicksichtigen, da die

Beklagte mit den Leistungen des Klagers unzufrieden sei.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat
die Berufung des Klagers zuriickgewiesen. Mit der Revision verfolgt der Kldger seinen
Klageanspruch weiter. Die Beklagte beantragt, die Revision des Klagers zuriickzuwei-

sen.

Entscheidungsgriinde

Die Revision des Klagers hat keinen Erfolg. Zu Recht haben die Vorinstanzen

die Klage als unbegriindet abgewiesen.

Der Klager hat gegen die Beklagte ab dem 1. Oktober 2002 keinen Anspruch
auf den eingeklagten Leistungszuschlag nach § 4 Abs. 4 BZT-G/NRW. Dies ergibt die

Auslegung des Tarifvertrages.

1. Die Auslegung eines Tarifvertrages durch das Berufungsgericht ist in der Re-
visionsinstanz in vollem Umfang nachzuprifen (BAG 22. Oktober 2002 -3 AZR
664/01 - AP TVG § 1 Auslegung Nr. 185, zu Il 1 a der Griinde). Der normative Teil ei-
nes Tarifvertrages ist nach den fir die Auslegung von Gesetzen geltenden Regeln
auszulegen. Auszugehen ist zundchst vom Tarifwortlaut. Zu ermitteln ist der mafRgebli-
che Sinn der Erklarung, ohne am Buchstaben zu haften. Uber den reinen Wortlaut hin-
aus ist der wirkliche Wille der Tarifvertragsparteien zu berlcksichtigen, soweit er in den
tarifichen Normen seinen Niederschlag gefunden hat. Abzustellen ist ferner auf den
tarifichen Gesamtzusammenhang, weil dieser Anhaltspunkte fir den wirklichen Willen
der Tarifvertragsparteien liefert und nur so Sinn und Zweck der Tarifnorm zutreffend
ermittelt werden kénnen (st. Rspr. des BAG, vgl. 28. Mai 1998 - 6 AZR 349/96 - AP
BGB § 611 Blhnenengagementsvertrag Nr. 52 = EzZA TVG § 4 Bihnen Nr. 5, zu Il 2 a
der Griinde; 26. April 2001 - 6 AZR 2/00 - AP TVG § 4 Rationalisierungsschutz Nr. 37,
zu 1 a der Grinde; 29. August 2001 - 4 AZR 337/00 - BAGE 99, 24, 28; 22. Oktober
2002 - 3 AZR 664/01 - AP TVG § 1 Auslegung Nr. 185, zu Il 1 a der Griinde).
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-5- 6 AZR 442/04
2. Der Revision ist zuzugeben, dass der Wortlaut der Tarifbestimmung keine

eindeutige Befristung der Gewahrung der Leistungszuschlage vorsieht, sondern nur ein
jahrliches neues Entscheidungs- bzw. Uberpriifungsrecht. Der Anspruch des Klagers
auf Zahlung der Leistungszuschlage fur den Monat Oktober 2002 und die Folgemonate
setzt aber nach dem Wortlaut der Tarifbestimmung eine weitere bewilligende Entschei-
dung voraus. Das Fehlen einer widerrufenden Entscheidung fuhrt nicht zur Zahlungs-
pflicht. Dem Tarifwortlaut der Tarifbestimmung ist nicht zu entnehmen, dass nur eine
Entscheidung Uber die ,gewéahrte” Leistungszulage getroffen werden soll, sondern es
soll allgemein Uber Leistungszuschlage jahrlich neu entschieden werden. Zutreffend
hat das Berufungsgericht deshalb angenommen, dass die Tarifvertragsparteien durch
die Einfuhrung der jahrlichen Neuentscheidung in die Tarifbestimmung eine jahrliche
Befristung festsetzen wollten. Dies entspricht auch Sinn und Zweck der Tarifbestim-

mung.

Zu Recht hat das Berufungsgericht angenommen, dass die Zuldssigkeit der
auf ein Jahr befristeten Gewéahrung der Zuschlage aus der ausdricklich im Jahr 1990
in den Tarifvertrag eingefigten Regelung ,Uber die Leistungszuschlége ist jahrlich neu
zu entscheiden® folgt. Das Verteilungsvolumen soll jedes Jahr neu bestimmt und neu
zugeteilt werden. Dies ist nur méglich, wenn die Verteilung des Vorjahres nur fir ein
Jahr wirksam ist. Aus § 4 Abs. 4 BZT-G/NRW ergibt sich, dass in einer Verwaltung
oder in einem Betrieb des 6ffentlichen Dienstes insgesamt unter allen Arbeitern maxi-
mal 3,5 % der Summe der Monatstabellenldhne der Stufe 1 des Betriebes, der Ver-
waltung bzw. des Verwaltungszweiges als Leistungszuschldge vergeben werden dir-
fen. Nur diese begrenzten Mittel kénnen verteilt werden. Zu Recht hat deshalb auch
das Berufungsgericht darauf hingewiesen, andernfalls musste, um dem Tarifvertrag mit
der Forderung einer jahrlichen Neuverteilung zu entsprechen, jedes Jahr gegenulber
allen Empfangern von Leistungszuschlagen die Gewahrung ausdricklich widerrufen
werden. Der Wortlaut des Tarifvertrages gibt keinen Hinweis darauf, dass die Tarifver-
tragsparteien durch die Einfuhrung der jahrlichen Neuentscheidung in den Tarifver-
tragstext ein solches kompliziertes jahrliches Widerrufsverfahren in Gang setzen woll-

ten.

3. Der Einwand der Revision, dass der Begriff ,dauernd‘ mit dem Begriff ,Befris-
tung“ nicht zu vereinbaren sei, geht fehl. Tatbestandsvoraussetzung fur die Zulage ist,
dass die Leistung des Zuschlagsempféngers dauernd Uber dem Durchschnitt der

Leistungen liegt, die normalerweise von Arbeitern in der gleichen Berufsgruppe erwar-
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_6- 6 AZR 442/04

tet werden kénnen. Die Wortwahl ,dauernd‘ bezieht sich somit allein auf den Tatbe-
stand der Uberdurchschnittlichen Leistung, nicht auf die Dauer der Zuschlagsgewah-
rung. Nach Sinn und Zweck der Tarifbestimmung sollte gerade ein jahrliches Neuent-
scheidungsrecht eingefuhrt werden, um damit ggf. ein verandertes Verteilungsvolumen
zu berucksichtigen. Dies bedingt - entgegen der Ansicht der Revision - eine Befristung
der Gewahrung der Leistungszuschlage.

Zu Recht hat das Berufungsgericht auch darauf hingewiesen, dass die
daneben in dem Tarifvertrag eréffnete Widerrufsméglichkeit nicht gegenstandslos wird.
Der Tarifvertrag eréffnet insoweit die Mdéglichkeit, vor Ablauf der regelméaRigen Be-
zugsdauer von einem Jahr einen Widerruf auszusprechen. Fur diesen Fall ist die Be-
teiligung der Werksprifungskommission ausdricklich vorgesehen. Diese Anhérung
musste flr die jahrliche Neuverteilung nicht ausdricklich geregelt werden, da fir die-
sen Fall ohnehin der Vorschlag der Werkspriufungskommission erforderlich ist. Die RU-
ge des Klagers, die Werksprifungskommission sei bei der Nichtweitergewdhrung des

Leistungszuschlags ab Oktober 2002 nicht informiert worden, ist deshalb unbegrindet.

Fischermeier Dr. Armbrister Friedrich

Kapitza Wendlandt

i

JLaw — Gesetze und Urteile o A\,a..ab.e on the
Kostenlos (mobile App) } Google play App tore
W Uber 200 Gesetze

———| Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir iOS

www.prinz.law

16

1ZINYPsa8 HYIN JF eLY §§ YOrU JUeqUIIE(] S[e PUls SUN[WWESS[12}11() P J[I2], YoNY :SIOMUIH


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	Entscheidungsgründe



